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Weitere Aenderungen der Reichs¬

versieherungsordnung«
Der Reichstag hat noch vor seiner Weihnachtspause drei Ge¬

setzentwürfe fertiggemacht, die die Reichsveteicherungsordnung
fn wesentlichen Punkten ändern. Zwei davon beziehen sich auf

die Krankenversicherung, der dritte auf die Unfallversicherung.
So sehr die Entwürfe in ihren Einzelheiten voneinander abweichen,
sind sie doch nur die Fortsetzung der Notmaßnahmen zur An¬

passung der Arbeiter- und Angestelltenversicherung an die

leider noch immer anwachsende Teuerung.
Der Entwurf eines „Gesetzes über Versicberungspflicht, Ver¬

sicherungsberechtigung und Grundlöhne in der Krankenversiche¬

rung44 hat eine eigenartige Vorgeschichte. Die baren Leistungen
der Kassen werden nach einem Grundlohn bemessen. Als

solchen bestimmt die Satzung entweder den durchschnittlichen

Arbeitsverdienst der Mitglieder oder den wirklichen Arbeitsver¬

dienst der einzelnen Versicherten. Bei der Festsetzung des Grund¬

lohns muß der Arbeitsverdienst berücksichtigt v/erden — jedoch
nur bis zu einem bestimmten Betrage. Nach der RVO. war dieser

Grenzbetrag ursprünglich 5 Mk. für den Arbeitstag; die Satzung
konnte aber darüber hinaus bis zu 6 Mk. für den Arbeitstag gehen.
Die Versicherten mit einem höheren Verdienst erhielten daher

während ihrer Krankheit ein Krankengeld, das. im Verhältnis zu

Ihrem bisherigen Verdienst, um so geringer war. je höher ihr

Verdienst war. Dafür hatten sie freilich entsprechend geringe
Beiträge befahlt was iür sie, wenn sie krank sind, wahrlich nur

ein sehr geringer Trost ist.

Aus diesem Grunde verlangten die Sozialdemokraten seit

Jeher, daß als Grundlohn der volle Verdienst des Versicherten

gelte, ohne eine Fit egrenz ung. Die bürgerlichen Parteien
hatten Jas aber abgelehnt und jene Begrenzung vorgeschrieben.

Die (irenzbeträge von 5 und 6 Mk. wurden um so weniger

erträglich, je schlimmer die Teuerung wurde. Daher wurden die

Beträge durch eine F3ckanntmachung vom 22. November 1917,
Uli 8 i nd 10 Mk. erhöbt Eine Verordnung vom 1. April 1920

wollte endlich für den Grundlohn den vollen Arbeitsverdienst

einsetzen und beseitigte die bisherige Begrenzung. Obgleich der

zuständige Ausschuß der Nationalversammlung dies beschlossen

hatte« entrüsteten sich gleich, nachdem die Bedeutung dieser Neue¬

rung bekanntgeworden warf die bürgerlichen Parteien gar ge¬

waltig über eine derartige „Ueberspannung"; sie beantragten am

21. April 1920, daß die Verordnung aufgehoben werde und die

Reic!; r i\t Ung eine neue Vortage mache. Das beschloß dann

auch d e bürgerliche Mehrheit in der Nationalversammlung am

23. April gegen die Stimmen der Sozialdemokraten. Darauf er¬

höhte eine Verordnung vom 30. April 1920 jene Greuzbeträge auf

24 und 90 .Mk. Seitdem hat sich die Teuerung weiter verschlim¬
mert Die Polge davon ist, daß die Erhöhung jener Grenzbeträge
„besonders dringlich* wurde. Dies erkennt das Rcichsarbeits-
ministerium in de: Begründung seines Fintwurfes an, den es zur

Aenderung der Krankenversiebe ung vorbereitet hatte. Darin wird

folgendes ausgeführt:
Von allen Seiten wird darüber geklagt daß bei der außer¬

ordentlichen und sprunghaften Steigerung der Kosten für die

:hc Hilfe, für Arznei und die im Krankheitsfall unentbehr-
licj t Stärkungsmittel die kranken Versicherten mit dem gegen-

wärüg gewährten Krankengeld nicht auszukommen vermögen«
und damit die Möglichkeit der Krankheitsheilung auf das

i r\^,;*^ ß .tv beeinflußt wird. Die Erhebungen haben die Richtig-
keir dieser Behauptungen bestätigt.

Trotzdem war das Arbeitsministerium bei dem Wiederzu-
sammeiitritt des Reichstags im Herbst noch nicht mit seinem

Entwurf zur Aenderung der Bestimmungen über den Grundlohn
fertig; und c> war noch gar nicht abzusehen, wann der Entwurf

an den Reichstag gelangen werde. Die Sozialdemokraten er¬

klärten, nicht länger zu warten, und beantragten im 6. Ausschuß

die Aenderung des § 180 der RVO., der die in Frage stehende

Bestimmung über den Grundlohn enthält. Für diese Beratung
stellte das Reichsarbeitsministerium seinen vorläufigen Entwurf

zur Verfügung; und dessen Begründung wurde dem endgültigen
Antrage beigefügt. Dei Antrag wurde von allen Parteien unter¬

schrieben und auch von ihnen allen schließlich angenommen. So

ist durch das Eingreifen der Sozialdemokraten eine weitere Ver¬

zögerung der dringend notwendigen Verbesserung des Gesetzes

verhindert worden. Das neue Gesetz erhöht jene Grenzbeträge
für den Grundlohn auf 40 und 80 Mk., da die bürgerlichen Parteien

die sozialdemokratischen Anträge auf Einstellung des vollen

Arbeitsverdienstes wiederum ablehnten.

Mit dieser Erhöhung ist eine Erweiterung der Versiche¬

rungspflicht insbesondere für die Angestellten verbunden«

Ursprünglich waren nach § 165 der RVO. für den Fall der Krank¬

heit nur die Angestellten versichert, deren regelmäßiger Jahres¬

arbeitsverdienst 2500 Mk. nicht übersteigt. Die Verordnung vom

22. November 1918 dehnte den Versicherungszwang auf die An¬

gestellten mit einem Jahresarbeitsverdienst bis zu 5000 Mk. aus

und die Verordnung vom 30. April 1920 auf die mit einem Jahres¬

arbeitsverdienst bis zu 15 000 Mk.. nachdem dic bürgerlichen Par¬

teien auch die Gehaltsgrenze von 20 000 Mk., die in der Ver«
ordnung vom 1. April 1920 festgelegt war, beanstandet hatten.

Jetzt ist sie auf 40 000 Mk. erhöht worden. Dementsprechend
wurde auch die Gehaltsgrenze für die Versicherungs b e r e c h t i -

gung geändert: sie war noch immer 2500 Mk. und wird jetzt
40 000 Mk. sein. >

Scheidet ein Kassenmitglied aus seiner versicherungspflich«
tigen Beschäftigung aus, so kann es unter bestimmter Voraus¬

setzung Kassenmitglied bleiben. Für diesen Fall galt bis zum

Inkrafttreten der RVO. die Beschränkung, daß die Weiter¬

versicherung nur in der bisherige ^Klasse oder

Lohnstufe zulässig ist. Diese Beschränkung hob § 313 der RVO.
durch die Bestimmung auf, daß das Mitglied, das sich weiter

versichert, in eine niedere Klasse oder Lohnstufe übertreten darf.

Dies geschah, damit den Mitgliedern, die arbeitslos oder arbeits¬

unfähig geworden, und für die deshalb die hohen Kassenbeiträge
der höheren Klassen unerschwinglich geworden waren, die Weiter¬

versicherung ermöglicht wird.

Nach der Versicherung der Kassenvorstände mißbrauchten

aber solche Mitglieder, die aas der versicherungspflichtigen Be¬

schäftigung ausschieden, weil sie ihre wirtschaftlichen Verhältnisse

verbesserten, die neue Bestimmung, um sich bei ganz

niedrigen Beiträgen die Krankenhilfe der Kasse zu sichern. Da¬

durch schadigten sie die andern Kasscnmitglieder, da in den

untersten Beitragsklassen die Beitrag* oft zur Deckung der

Kassenausgaben, namentlich für Arzt und Arznei, nicht ausreichen.

Aus diesem Grunde hat eine Verordnung vom 22. November 1918

den Uebertritt in eine niedere Klasse oder Lohnstufe abhängig
gemacht von der Zustimmung des Kassenvor¬
standes.

Um aber jenen Mißbrauch zu verhindern, bedarf es nicht der

Aufhebung des Grundsatzes, daß den Versicherten möglichst ein

bestimmter Rechtsanspruch zu geben ist. Demnach ist jetzt die

frühere Bestimmung mit der Erweiterung ta das Gesetz wieder

aufgenommen worden, daß das Mitglied nur „entsprechend seinen

Einkommensverhältnissen44 in eine niedere Klasse übertreten kann

und daß ihm gegen die Verweigerung seines Lebertritts die Be¬

schwerde an das Versicherungsamt zusteht.

Ebenso ungerecht ist es ferner, wenn die Kassen von rolchen

Mitgliedern ausgenutzt werden, deren Beitrage in argem Miß¬

verhältnis zu ihrem Gesamteinkommen und zu den Ihnen Im

Krankheitsiall zu gewährenden Leistungen stehen. Diese Mit¬

glieder haben einen so gfoßen Nutzen aus der Kasse, daß sie die
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Beiträgt bezahlen müssen, dic ihrem Einkommen entsprechen,

(iegen sie konnte die Kasse bisher nichts tun, da kein freiwilliges

Mitglied gezwungen werden konnte, in eine höhere Beitragsklasse

überzutreten. Das neue Gesetz hat der Kasse ein solches Zwangt0

recht gegeben; auch hier entscheidet auf Beschwerde das Ver¬

sicherungsamt.
Das zweite neue Gesetz, das im Zusammenhang mit der

Krankenversicherung steht, wurde von der Abgeordneten Sehr ö-

d e r augeregt, der unermüdlichen Förderin der WocheuldKc schon

in der Nationalversammlung und jetzt im Reichstage. Bei der

Beratung des jetzigen Gesetzes Aber die Wochenhilfe und Wochen*

iflrsorge — kurz vor der letzten Sommerpause des Reichstags —

hatten die Unabhängigen noch im letzten Augenblick mehrere Ver¬

besserungen beantragt, die nicht mehr genügend beraten werden

konnten und deshalb an den Ausschuß für soziale Angelegenheiten

Verwiese«! wurden. Die Abgeordnete Schröder bestand im 6. Aus¬

schuß darauf, daß noch vor Weihnachten die Wochenhilfe mög¬

lichst verbessert wird. Sie eriimeite insbesondere daran, daß das

Arbeitsministerium bereits vor einem halben Jahre zugesagt hat«

die Wochenhilfe auch den Beamten zu sichern. Das Arbeits-

ministerium legte die Schwierigkeiten einer solchen Maßnahme

dar. Das Ergebnis der bisherigen Beratung dieser Angelegenheit

ist: es soll eine allgemeine Krankenfürsorge für die Beamten

geschaffen und dabei auch dic Wochenhilfe für diese Kreise

geregelt werden; die Verhandlungen darüber sind noch nicht

beendet.

Außerdem ging dic genannte Abgeordnete auf die Preis¬

steigerung der Milch ein und forderte, daß der Mindestbetrag

des täglichen Stillgeldes nicht mehr 1,50 Mk., sondern der Be¬

trag sei. der für einen Liter Milch gezahlt werden muß: den Be¬

trag soll das Versicherungsamt entsprechend den jeweiligen
Markt Verhältnissen festsetzen.

Die Mindestleistungen der Wochenhilfe für die Versicherten

werden auch den nichtvcrsichcrten Unbemittelten gewährt, und

zwar auf Kosten des Reiches. Das Rcichsfinanzministcrium be¬

kämpfte jede Aenderung, die die Reichskasse mit noch größeren
Ausgaben belastet. Schließlich lehnten dic bürgerlichen Parteien

den Antrag ab, und dann wurde der Mindestbetrag de* Stillgeldes
auf 4,50 Mk. für den Tag erhöht. Von den anderen Verbesserungs¬

anträgen wurde nur der angenommen, der für die Wochenfürsorge

die Einkommensgrenze der Minderbemittelten (§ 17 Abs.2 des

Gesetzes vom 29. Juli 1921) von 10 WM) Mk. auf 15 000 Mk.

erhöht
Wesentlich geändert wurde der dritte Entwurf, nämlich der

eines „Gesetzes über Neuregelung der Zulagen
und der Abfindnag in de r Unfall vor sichern n g".
Der Entwurf wollte zwei wichtige Aenderungen gegenüber dem

bisherigen Zulageverfahren in der Unfallversicherung durchführen.

Bisher waren dic Unfallrenten, zu denen Zulagen gezahlt werden,
in drei Gruppen geschieden: in solche bei Unfällen

1. aus den lakren 1885-1900

2 x„ 1901-1015

1 1916-1919

Der Zuschlag betrug für die Gruppe 1 höchstens 220 v. Fl. und

war in den beiden anderen Gruppen beträchtlich geringer. Das

neue Gesetz will der jetzigen Teuerung dadurch Rechnung tragen,
daß für dje Berechnung der Rente heute nicht mehr der ursprüng¬
liche Arbeitsverdienst zugrunde gelegt wird, sondern ein ent¬

sprechend höherer. Danach besteht die Zulage in dem Betrage,
um den die Rente hinter dem Betrage zurückbleibt, den sie hätte.
Wenn sie nach dem erhöhten Arbeitsverdienst berechnet würde.

Diese Aenderung wurde allgemein begrüßt, so daß nur noch
die Präge übrig blieb, welcher Betrag als der erhöhte Jahres¬
arbeit erdienst gelten soll. Die Begründung zu dem Regierungs¬
entwurf hat ausgerechnet, daß im Jahre 1913 die durchschnittliche
Vollrente in den gewerblichen Berufsgenossenschaften un¬

gefähr 651 Mk„ in den landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften ungefähr 240 Mk. für das Jahr betragen hat. Dio

Regierung glaubte, daß nach der jetzigen Teuerung als erhöhter

lahresarbeitsverdienst 9000 Mk. in der gewerblichen und See-

Unl »llversichcrung einzusetzen seien, und In der landwirtschaft¬
lichen Unfallversicherung 4500 Mk. Das ergibt eine Erhöhung
der Voilrente in der gewerblichen und See-Unfallversicherung auf
bOOO Mk. und in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung auf
3000 Mk. Den Sozialdemokraten gelang es jedoch, als erhöhten
Jahresarbeitsverdienst den Betrag von 12 000 A\k. durchzubringen,
bei einem großen Teil der I a n d w i r t s c h a f 11 i c h en Unfälle

jedoch, nämlich falls die Rente nach dem durchschnitt-
I i G h e B Jahresarbeitsverdienst eines landwirtschaftlichen Ar¬

beiters festgesetzt worden war, den Betrag von 8100 Mk. Kür¬

zungen der Rente treten bei Verletztenrenten ein, solange der Be¬

rechtigte minderjährig ist und bei solchen Renten eines Verletzten,
die nach einem verringerten durchschnittlichen Arbeitsverdienst

berechnet worden sind, weil der Verletzte schon vor dem Unfall
dauernd teilweise arbeitsunfähig war. Dagegen wurde eine Kür¬

zung der Verletztenrente bei volljährigen weiblichen Ver¬

sicherter, die im Regicrungsentwurf vorgeschlagen war, crrrei:-

Rcberweisc gestricher. Leider gelang ;s^ims nicht, durchzusetzen,
daß die Zulagen auch zu allen Verletztenrenten gezahlt werden;

sie kommen nach wie vor nur den Verletzten zugute, die £0 oder

mehr vom Hundeit der Voilrente beziehen.

Die zweite Aenderung gegenüber dem bisherigen Rechts*
zustand sollte nach dem Regicrungse'ntw urf sein, daß die Zu¬

lagen nur im Falle der Bedürftigkeit und auf An¬

trag gewährt werden. Die Sozialdemokraten bekämpften dieso

AenJerung nachdrücklichst unJ brachten sie auch schließlich

aus dem Oetetl heraus. Jedoch wurde den Vorständen der

landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften d;\*

Recht verliehen, mit Genehmigung der obersten Landesbehörde

zu bestimmen, daß die Zulagen nicht gewährt werden, wenn die

Rente für den Unfall eines landwirtschaftlichen Unterneh¬

mers oder seines Ehegatten bewilligt worden war, und wenn

Tatsachen die Zulagen nicht als benötigt erscheinen lasser..

Die Zulagen sind von den Berufsgenossenschaften za

tragen; dazu bekommen sie vom Reich einen zu verzinsenden

Vorschuß, den sie in vier Jahren zurückzahlen müssen.

Eine besondere Zierde des Regierungsentwurfs war dio

Fiestimmung, daß die Beruisgenossenschaiten den Verletzten

gegen seinen Willen mit einer einmaligen Zahlung ab¬

finden können, wem: seine Rente 30 oder weniger vom Hundert
der Vollrente beträgt. Diese Zierde verschwand auf den Ein¬

spruch der Sozialdemokraten sang- und klanglos von der Bild-

fläche. Gustav Hoch- Hanau.

Die Mitwirkung der Arbeiter in der

Unfallversicherung«
Die F)urchführtmg der^Unfallversichcrung ist allgemein den

Unternehmern übertragen. i)ie Verwaltungsorgane der Versiche¬

rungsträger werden grundsätzlich nur von und aus „Mitgliedern^
das heißt Arbeitgebern, gewählt. Begründet wurde diese Ein¬

richtung bislang immer damit, daß die gesamten Lasten der Un*

fallversicherung allein von den Unternehmern aufgebracht weiden.

An sich ist das richtig. Es sei aber doch hier nebenbei darauf

hingewiesen, daß man mehr und mehr dazu kommt, die Beiträge

der Unternehmer als Produktionsunkosten zu behandeln, die in

die Preise der Waren einkalkuliert werden. Nach diesem Ge*

sichtspuukte ist der Ausschluß der Arbeitnehmer von der Mitwir¬

kung bei der Verwaltung ungerechtfertigt. Bei der Beratung der

Reichsversieherungsordnung wurde auch der Versuch gemacht,
die Arbeiter zu beteiligen. Es wurde z. B. in der Reichstags*
kommission der Antrag gestellt, tolgende Bestimmung einzu«

schalten: „Die Genossenschaftsversammlung besteht aus einer

gleichen Anzahl von Vertretern der Unternehmer und der Ar¬

beiter.44 Es wurde dem Antragsteller erwidert, daß eine Betei¬

ligung der Arbeiter an der Vermögensverwaltung der Berufs*

genossenschaften, deren Mittel von den Unternehmern allein auf¬

gebracht würden, nicht notwendig wäre. Der Antrag wurde ab¬

gelehnt, nachdem ein Vertreter der Regierung ausgeführt hatte,
daß nach der geschichtlichen Entwicklung der Unfallversicherung
sowie mit Rücksicht auf ihren gesamten Aufbau man eine Mit-

Verwaltung der versicherten Arbeitnehmer nicht fiir angängig
halte.

Trotz alledem gelang es, in das Gesetz einige schüchtenve

Möglichkeiten und Versuche der Mitwirkung der Arbeitnehmer

aufzunehmen. Nachdem in Artikel 161 der Rcichsverfassung aus-

drücklich festgelegt worden ist, daß die soziale Versicherung unter

„maßgebende Mitwirkung'4 der Versicherten zu stellen ist, sei hier

auf diese Möglichkeiten einmal näher eingegangen. Tatsächlich

sind auch inzwischen Maßnahmen zu dem Zwecke getroffen

worden, die Mitwirkung der Arbeitnehmer an der Durchführung

der Unfallversicherung im Rahmen der bestehenden ge¬

setzlichen Vorschriften auszugestalten. Die erw ahnten

Möglichkeiten* einer erweiterten Teilnahme der Versicherten sind

dreifacher Art. Diese können

1. in dic Genossenschaftsvorstände als Mitglieder berufen.

2. zur Mitwirkung bei dem Entschädigungsfestsetzungs\ er¬

fahren herangezogen,
3. in erweitertem Maße an der Unfallverhütung beteiligt

werden.

Die Zuziehung zu den Genossen sc haftsvor-

ständen ist in § 687 Abs. 4 RVO. geregelt. Danach kann die

Satzung einer Genossenschaft bestimmen, daß Vertreter der Ver¬

sicherten ihrem Vorstande oder, wenn die Genossenschaft in

Sektionen geteilt ist. dem Sektionsvorstand mit Stimmrecht au¬

gehören. Die Knappschafts-Berufsgcnosscnschaft kann durch die

Satzung bestimmen, daß die Vertreter der Versicherten Knapp¬
schaftsälteste sein müssen. Ihre Wahl erfolgt durch dic nach

§ 858 gewählten Vertreter der Versicherten; für ihre Wählbarkeit

gilt § 859. Bis zur Einführung der F^eichsversichcrungsordnung
bestand die Vorschrift nur für die Knappschafts-Berufsgcnossen-
schalt. Sie ist nunmehr auf alle Berufsgenossenschaften ausge¬

dehnt worden. Ein Regierungsvertreter hatte der Ausdehnung

widerraten, da In ihr ein grundsätzlicher Eingriff in die Organi¬

sation der Berafsgcnossenschaften liege. Die Ausnahmevorschrift
für die Knappschaüs-Berufsgenosseuschaft, die auf einer langen
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geschichtlichen Entwicklung beruhe, könne man nicht ohne

weiteres auf andere Verhältnisse übertragen (Kommissions-Be¬

richt III 114 ff.). Der Kommentar zurReichsversicherungsordnung,

herausgegeben von Mitgliedern des Reichsversicherungsamts, be¬

merkt zu dem hier in Erage kommenden 8 687: „Die Vertreter der

Versicherten würden für sich gesondert zu wählen sein. Von

dieser Vorschrift wird jedoch keine Berufsge¬

nossenschaft Gebrauch machen. Auch die Knapp-

schafts-Berufsgenossenschait hat eine solche Bestimmung nicht

getroffen.4*
Nach solch liebenswürdigem Ratschlag ist es kein Wunder,

daß bis jetzt nur eine einzige Genossenschaft von der Mög¬

lichkeit Gebrauch gemacht hat. Infolgedessen tritt jetzt selbst

der Präsident des Reichsversicherungsamts Dr. Kaufmann dafür

ein, daß die „Kann Vorschrift" umgewandelt wird. Immerhin

wäre es zu empfehlen, daß von gewerkschaftlicher Seite versucht

würde (entweder durch Antrag des Allgemeinen Deutschen Ge¬

werkschaftsbundes an die Verbände der Berufsgenossenschaften
oder durch solchen der einzelnen Gewerkschaften an die für sie

zuständigen Genossenschaften), daß in die Satzungen der letzteren

eine dem § 687 Abs. 4 entsprechende Zuziehung von Versicherten¬

vertretern festgelegt wird. Es wird sich dann zeigen, ob unter

den jetzigen veränderten Verhältnissen, deren Kennwort die De¬

mokratisierung aller öffentlichen Körperschaften ist, man noch

das Ersuchen ablehnen wird.

Die Mitwirkung der Versicherten bei dem

Entschädigungsfestsetzungsverfahren hat seine

Rechtsgrundlage in § 1569 RVO. Nach diesem kann die Satzung

der Berufsgenossenschaft de Feststellung der Entschädigung

„besonderen Kommissionen44 übertragen. Die Ein¬

richtung ist erstmalig in die Reichsversieherungsordnung aufge¬

nommen worden. Sie sollte die ausgesprochene Absicht ver¬

folgen, die Arbeiter an der Entschädigungsfestsetzung zu betei¬

ligen. Man kam zu diesem Ausweg, nachdem ein Antrag, die

Feststellung der Leistungen den Berufsgenossenschaften über¬

haupt zu nehmen, um die Arbeiter daran zu beteiligen, abgelehnt

worden war. Bislang hat die Vorschrift im Gesetz gestanden,
ohne daß Gebrauch davon gemacht worden wäre.

Nun haben die Verbände der deutschen gewerblichen Berufs¬

genosse ischaften und der deutschen landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften auf ihren Verbandstagen beschlossen, den Be¬

rufsgenossenschaften zu empfehlen, Vertreter der Versicherten

zur JVliiWirkung bei der Festsstellung von Entschädigungsan¬
sprüchen heranzuziehen und die hierfür erforderlichen Satzungs¬

änderungen ungesäumt in die Wege zu leiten. Begründet wurde

die Neuerung damit, daß den Versicherten Gelegenheit zu geben

sei, sich durch praktische Mitarbeit von der Sachlichkeit und

Angemessenheit der berufsgenossenschaftlichen Entscbädigungs¬
feststellung zu überzeugen. Das Reichsversicherungsamt hat

dieses Vorgehen unterstützt und beabsichtigt, die Mustersatzun¬

gen, die zum Zwecke der Nachbildung aufgestellt worden sind,
durch Aufnahme von Bestimmungen zu ergänzen, die der Heran¬

ziehung von Vertretern der Versicherten als Mitglieder beson¬

derer Feststellungskommissionen „in weitem Umfange Rechnung

tragen44.
Die einzelnen Berufsgenossenschaften sind jetzt dabei, die

Satzungserweiterung vorzunehmen. Vielfach wird folgende Be¬

stimmmg aufgenommen:

JDIe Entschädigungen werden gemäß §§ 1568, 1569 RVO. in

allen Fällen durch eine besondere für den Bereich der Genossen¬

schaft zu bildenden Kommission (Feststeüungskomnüssion) fest¬

gestellt. Sie besteht aus dem Vorsitzenden des Genossenschafts¬

vorstandes oder seinem Stellvertreter als Vorsitzenden, einem der

Berufsgenossenschaft angehörigen Unternehmer und einem bei

der Berufsgenossenschaft versicherten Arbeitnehmer als weitereu

Mitgliedern, die möglichst am Sitze der Genossenschaft oder in

dessen Nähe ihren Wohnsitz haben sollen. F ür die Vertreter der

Unternehmer und Arbeiter sind gleichzeitig je zwei Ersatzmänner

zu wählen, die als Stellvertreter für den Behinderungsfall gelten.
Beim Ausscheiden eines Mitgliedes der Kommission rückt der

nächste Ersatzmann an seine Stelle, bei Bedarf findet eine Er-

gtazungswahl statt.

Der Oenossenschaftsvorstand wählt die Mitglieder und dic

Ersatzmänner der Pcststeflungskommisslon für die Danei eines

Jahres, und zwar den Vertreter der Unternehmer und seine Er¬

satzmänner aus der Mitte sämtlicher Mitglieder der Berufsge¬
nossenschaft den Vertreter der Arbeitnehmer und seine Ersatz¬

männer aus dem gemäß §§ 853, 858 und 859 RVO« gewühlten
Vertretern der Versicherten. Wiederwahl ist zulässig.

Die Kommission, ist beschlußfähig in der Besetzung mit zwei

Mitgliedern. Sie faßt ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmen¬

mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzende?!

den Ausschlag. Das geschäftliche Verfahren für die Kommission

bestimmt der Oenossenschaftsvorstand«?

Mau kann sich sehr wohl vorstellen, daß die Einrichtung
demokratischer als h.er geschehen getroffen werden kann. DaB
der (ieiiossenschaftsvorstand, also die Unternehmer« die Wahlen

der Versichertenvertreter vornehmen, ist als unzweckmäßig anzu¬

sehen. Alferdings wird es schwej sein, bei dem jetzigen Aufbau

der Unfallversicherung ein
'

befriedigendes Wahlverfahren zu

finden. Immerhin wäre es besser gewesen, die Wahl der Ver¬
sichertenvertreter nicht dem Genossenschaftsvorstand, sondern
den gemäß §§ 853, 858 und 859 RVO. gewählten Vertretern der

Versicherten für die Zwecke der Unfallverhütung zu übertragen.
Eine nicht zu verstehende Beschränkung ist auch, daß die »Wahl

nur aus den Reihen dieser Vertreter geschehen darf und andere

Personen nicht berücksichtigt werden dürfen. Es wäre auch gar

nichts Außergewöhnliches, wenn in die Satzung eine Bestimmung
aufgenommen würde, wonach die für die Berufsgenossenschaft in

Frage kommenden großen Gewerkschaftern um Vorschläge für die

zu wählenden Versichertenvertreter angegangen werden.

Noch einfacher haben sich die landwirtschaftlichen Beruh¬

genossenschaften die Sache gemacht. Bekanntlich sind diese

meist in Sektionen geteilt, die von den Stadt- und Landkreisen
gebildet werden. Diese setzen in der Regel die Leistungen ent¬

sprechend dem § 1568 RVO. fest Statt nun in der Satzung ein¬
heitlich den Sektionen die Bildung der „besonderen Kommissionen4*

zum Zwecke der Entschädigungsfestsetzung vorzuschreiben, wird

nur bestimmt, die Sektion „kann44 die Festsetzung einem Ausschuß

übertragen, der aus drei Mitgliedern besteht, und zwar dem Vor¬

sitzenden des Kreis- oder Stadtausschusses und je einem Be*

triebsunternehmer und Versicherten, die von dem Sektionsvor*

stand zu wählen sind, liier mußte man der Not gehorchend ge*

statten, daß beliebige Versicherte zu der Entschüdigungsiest*
setzung herangezogen werden.

So primitiv auch diese Anfange der Mitwirkung der Ver¬
sicherten bei der Feststellung der Leistungen sind, so sind sie

docli zu begrüßen. Man bedenke z. B., daß im Jahre 1920 von

allen Trägem der Unfallversicherung 357 046 Beseheide im Ent-

schäftigungsverfahren ergangen sind. F)iese Ziffer repräsentiert
doch eine gewaltige Arbeitsleistung. In 42 530 Fällen wurden

Einsprüche gegen dic Bescheide eingelegt, so daß In derselben

Zahl Endbescheide zu erlassen waren. Es ist eine allgemeine

Klage der Versicherten und der Versichcrungsümter, daß den im

Einspruchs\ erfahren vorgebrachten Einwendungen und Beweis¬

material der Entschädigungsbewerber vom Versicherungsträger
so wenig Beachtung geschenkt wird. Statistisch läßt sich die

Berechtigung dieser Beschwerden dadurch beweisen, daß nur

11,1 v. 11. der Findbescheide eine Aenderung des ersten Bescheids

zugunsten des Berechtigten vornahm. Gerade bei der Bear¬

beitung der Endbescheide werden dic neuen Versicherungsver*
treter besondere Aufmerksamkeit zu entfalten haben.

Hinsichtlich der Mitwirkung der versicherten
Arbeiter bei der Unfallverhütung hat auch manche

Ausgestaltung der bisherigen Einrichtungen stattgefunden. Aller¬

dings in anderer Richtung als sie die Reichsversieherungsordnung
vorzeichnet. Im allgemeineu liegt die Unfallverhütung noch zu

sehr im argen. Zwar haben nunmehr (seit dem letzten Jahr rest¬

los auch die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften) Unfall-

verhütungsvorsehriften eingeführt, aber die Ueberwachung der

Unfallverhütung läßt noch viel zu wünschen übrig Nach dem

letzten Bericht des Reichsversicherungsamts sind, abgesehen vom

Baugewerbe, von 574 526 vorhandenen gewerblichen Betrieben

nur 82 007 besichtigt worden. Das sind verhältnismäßig .viel

weniger Besichtigungen als vor dem Kriege und mit Recht hat

das Reichsversicherungsamt in einem Rundschreiben auf die Not*

wendigkeit einer Steigerung der Zahl der Betriebsrevisionen hin*

gewiesen.
Bei der Beratung der Reichsversieherungsordnung wurde von

der Sozialdemokratie beantragt, daß die Berufsgenossenschaften

verpflichtet sind, Arbeiterkontrolleure in bestimmter Zahl an¬

zustellen. Das wurde abgelehnt doch wurde beschlossen (§ 875

RVO.), daß als technische Aufsichtsbeamte auch Personen an¬

gestellt werden können, die früher den versicherten Betrieben ala

Arbeiter angehört haben. Davon ist bis ietzt nur in ganz wenig

Fällen Gebrauch gemacht worden. Der vorjährige Berufs-

genossenSChaftstag beschäftigte sich mit „der weiteren Beteiligung

von Arbeitern an der Betriebsüberwachung durch Anstellung

ständiger Arbeiterkontrolleure44, hat es aber den einzelnen Berufs¬

genossenschaften überlassen, je nach der Eigenart ihrer Betriebs-»

Verhältnisse die Mitwirkung der Arbeiter zu regeln.

Dagegen hat die Frage der Beteiligung von Vertretern der

Versicherten an den unfallverhütenden Maßnahmen und besonders

bei der Betrieb>uberwaehung nach anderer Richtung im Reichs¬
versicherungsamt zu eingehenden Verhandlungen mit den Ver¬

tretern der Berufsgenossenschaften und der Gewerkschaften Anlaß

gegeben. Der Präsident des Reichsversicherungsamts hat die

Frage in einer Schrift „Beteiligung von Arbeitern an der Betriebs*

Überwachung" behandelt. Die Berufsgenossenschaften wurden ver*

anlaßt, zu den dort dargelegten Richtlinien Stellung zu nehmen«

Nachdem die meisten Berufsgenossenschaften die Mitwirkung von

Arbeitern bei Durchführung der Unfallverhütung in den Betrieben,

In denen sie tätig sind, als zweckmäßig und notwendig anerkannt

hatten, und auch der Verband der deutschen Berufsgenossen¬

schaften In den Beratungen seines geschäftsführenden und tech¬

nischen Ausschusses sich zustimmend erklärt hatte, wurde auf

dem 30. ordentlichen Berufsgenosseuschaftstag in Hannover als

Ergänzimg der .vom Verbände hu Jahre 1913 beschlossenen
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ilunfatlverhütungsvorschriften eine neue ent Je Be-

ming aufgenommen. Nach dieser sollen in jedem größeren

Betriebe, insbesondere in jeder Fabrik im Sinne des $ 538 RVO«

von Betrl mternehmern ein oder i \rt und < e des Be¬

tr. mehrere gl nete, von den Arbeitnehmern aus Ihrem

K IhHe Vertrauenspersonen verpflichtet werden, .rieh von

dem Vorhandi In und der näl Benutzung der

vorgeschriebenen Schutzvorricht a fortlautend zu überzeugen«

\or ndroe MJ gel dem Betriebsleiter /u meld« .
ml Grund

ihrer Erfahrungen und Beobachtungen teftnl Vorschläge zur

Verbesserung der Schutzvorricht n sn machen, ach das

1 e Ihrer Arbeitsgenossen Iflr den Unfallschutz zu wecken

sowie den in der Ucberwachung betrauten staatlichen und

hcruis'.;enosscnJKi!tt_cIien Aufsicht mten bei Betriebsbeslchtl-

n zu begleiten und durch Auskünfte und entsprechende Mit¬

teilungen in der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Bis

jetzt haben etwa 40 Berufsgenossensehaften entsprechende Be¬

stimmungen in ihre Satzungen aufgenommen. Es wird abzuwarten

sein, welche Erfahrungen mit der Einrichtung gemacht werden.

Sie wird dann weiteren Verbesserungen unterworfen werden

mftssen. Bürgermeister F r i cd r. KI e c i s, Aschersleben.

Verwaltung.
Bas Gesetz über Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung

von Rentenempfängern der Invaliden- und der Angestelttenver-

sicherung vom 7. Dezember 1921 ist nunmehr in Nr. 114 des

Reichsgeset/blattes vom 16. Dezember 1921, Seite 1533. abge¬

druckt. Der Oesetzestext ist bereits in Nr. 23 auf Seite 178

unserer Zeitschrift wiedergegeben«

Der ortsübliche Tagelohn für gewöhnliche Tagarbeitcr nach

(s§ 149-151 RVO. W Mr den Bezirk der Stadtgemeinde BerUa

wie folgt festgesetzt:
für männliche Personen:

über 21 Jahre ....,«. • •««•««»«
26 Mk.

von 16 bis 21 Jahren «•««•«««.»«¦•
13

m

von 14 bis If Jahren * « • a ¦ «
14 ,,

fiir weibliche Personen:

fiber 21 Jahre » . t . .
It Mk.

\ on 16 bis 21 Jahren «•«•««•••¦•«« 13 ••

Von 14 bis 16 Jahren 10 «

Big Neufestsetzung tritt am I. Januar 1922 il Kraft.

Verslcherungsgrenze in der Krankenversicherung. Der

'Allgemeine freie Angestelltenbund (Afa-Bund) hat folgende Ein¬

gabe an den Reichstag und den Rcichswirfschaftsrat gerichtet:

„Durch die Verordnung vom ML April 1920 (Reichsgesetz-

Watt S. 769) ist die Krankenversicherungspflicht auf solche An¬

gestellte Ix'schrünkt worden, deren Einkommen 15 000 Mk. nicht

übersteigt. Wir haben schon damals den Ausschluß der höher

bezahlten Angestellten aus der Versicberungspflicht als un-

gerecht betrachtet, da nach unserer Auffassung keine (irunpe

der Angestellten von der sozialen Fürsorge ausgenommen wer¬

den darf. Inzwischen hat die Geldentwertung weitere Fort¬

schritte gemacht, so daß infolge neuerlicher Lohnkümpfe noch

weitere Teile der Angestellten die Jahresarbeitsverdienstgrcnze

von 15000 Mk. überschritten haben und damit wieder aus der

Krankenversidierangspfiicht hei ausgekommen sind. Der bis¬

herige Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung laut erwarten,

oaß dic Zahl derjenigen Angestellten, die bisher versicherungs¬

pflichtig waren, aber die Oehaltsgrenzc von 15000 Mk. über«

Schreiten, immer großer wird.

Es ist daher eine dringende Notwendigkeit, die Kranken-

versichcrungspflichtgrenze von 15000 Mk. zu beseitigen. Eine

Molle Erhöhung dieser Grenze würde nicht nur unserer grund¬

sätzlichen Auffassung widersprechen« sondern alsbald wieder

illusorisch werden, venu infolge weitergebender Geldentwer¬

tung neue Lohnkämpfe zu \\ eiteret! nominellen Gehaltserhöhun¬

gen fnhren.

Die \ 511ige Beseitigung de: Krankenversicherungsgrenne
für V »teilte, d. h. die Versicberungspflicht aller Angestellten.

ist aber audi aus dem Grunde erforderlich, weil nach dem

ptReferenteaentwuri des Qesetzes aber eine vorläufige Arbeits¬

losenversicherung*1 fReichsarbeitsblatt Nr. 24 S. f09) nur die¬

jenigen Personen iür den Fall der Erwerbslosigkeit versichert

werden sollen, die der Krankenversichernngspllicht unterliegen.

Wir halten '/war den Gedanken, d.e Erwerbslosenfürsorge kauf-

tig anf eme Arbeitslosenversicherung «w beschränken, nicht lür

zweckmäßig, müsse;! aber hervorheben« dali, wenn eine solche

etwa einzuführende Arbeitslosenversicherung nur flr diejenigen

gelten soll« die aui Grund der Reichsversicherung gegen Krank¬

heit pflichtversichert I, nach der gegenwärtig geltenden Oe-

sc* ige alle Angestellten mit einem Jahreseinkommen von

mehr als 15000 Mk. von der Arbeitslosenversicherung aus¬

geschlossen sein würden. Fs mufl i -> auch ans dem Grunde«

dannt sich der Kreis der pflichtversicherten Personen sowohl

bei der Kranken- als auch bei der Arbeil enverstcherung

deckt, jegliche Einkommenspflichtgrenze ffir die Angestellten

iallen« Pflr die Arbeite/ Kibl es ia auch keine Einkommens«

renze, die sie von der Krankenversicherungspflicht aus-

schließt.*4

Inzwischen ist bekanntlich vom Reichstag die Erweiterung
der Versicherung . snze auf 40000 Mk. beschlossen worden.

Die landwirtschaftliche Unfallversicherung im Brandenburg!«

sehen Pr< \m/iallandtag. Der Brandenbnrgische Provinzial«

landtag hatte die Jahresberichte der Umdesversickerangs«
ai talt Brandenburg und der landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaft für 1919 entgegenzunehmen, weil diese

Versicherungsträger den provinziellen Selhstverwaltungen

durch die alte preußische Regierung unterstellt worden

sind. Hieran knüpften sich lebhafte Aussprachen. Der

Berieht der Landcsversicherungsanstalt offenbarte die

schwierige geldliche Lage der Anstalt, die durch die ge¬

steigerten Rentenzulagcn verursacht wird, ohne daß seither für

Deckung gesorgt war. Im Gegensatz zur Landcsversicherungs¬

anstalt Beriin gab jedoch hier der Vorsitzende des Vorstandes

die Erklärung ab. daß eine Einschränkung der Heüfürsorge

weder bisher erfolgt noch beabsichtigt sei. Besonders

wurde betont, daß mit Ausnahme der voll belegten Anstalt

für weibliche Lungenkranke alle übrigen Anstalten ständig über

zahlreiche freie Plätze verfügten« so daß jeder sich meldende

Kranke und Erholungsbedürftige unverzüglich aufgenommen

werden könne, hin Antrag an dic Reichsregierung, der In¬

validenversicherung neue Einnahmen zu eröffnen, fand ein*

stimmige Annahme.

Um die Angelegenheiten der Brandenburgischen landwirU

schaftüchen Berufsgenossenschaft, so sehr sie auch davon be¬

troffen wurde, hatte sich die Arbeiterschaft nie bekümmern

können, weil sie sowohl unmittelbar von der Verwaltung als

auch mittelbar vom Provmziallandtage ausgeschaltet war. In

einer ausführlichen Rede unterzog deshalb zum ersten Male seit

ihrem Bestehen der Abg. Wolter-Potsdam ihre bisherige Tätig¬

keit cin^r sachgemäßen Kritik. Er führte u. a. aus:

«.Wenn Sic den Bericht der Brandenburgischen landwirt¬

schaftlichen Berufsgenossenschaft durchlesen, so entrollt sich

Ihnen zweifellos ein erschütterndes Bild. Sie können daraus

schon bei flüchtigstem Blick ersehen, daß eine solche Verwal¬

tung, wie sie heute besteht, in keiner Weise befr.edigen kann;

denn diese Verwaltung hat bisher nicht weniger als alles ver¬

nachlässigt. Wir hören ja soeben von Herrn Landesrat Stein-

bach. daß der Landesdirektor als Vorsitzender des (ienossen-

schaftsvorstandes jetzt schon die Abseht hat. die Unfallver¬

hütung sowohl wie die Fürsorge innerhalb der Wartezeit aus¬

zubauen. Aber mit Recht darf man wohl die Frage aufwerten:

weshalb ist das nicht schon seit langer Zeit geschehen? Wenn

Sie beispielsweise den Bericht für 1920 mit dem von 1913 ver¬

gleichen, so sehen Sie. daß nach der natürlichen Abschwächuug,

die der Krieg gebracht hat, weil so viele Menschen draußen

waren und nicht durch solche Unfälle verletzt werden konnten«

die Kurve der Verletzungen jetzt wieder ins Unendliche steigt,

und das wird zweifellos noch mehr zunehmen, wenn wir hier

nicht eingehend und schleunigst Wandel schaffen. Aus dem

Grande haben wir auch unseren Antrag gestellt.

Ich möchte zunächst auf die Fürsorge innerhalb der Warte-

seil hinweisen« Meine Herren, wenn Sie daran denken, daß

die Unfälle in der Landwirtschaft, besonders diejenigen, die

beim Fuhrwerk passieren, erfahrungsgemäß weit schwerer und

schwerwiegender in ihren Folgen sind als d:e Unfälle, die bei

Maschinen vorkommen, so werden Sie verstehen, wie das. wenn

da nicht sofort zugegriffen wird, die Berufsgenossenschaft

dauernd mit ungeheuren Renten belastet. Es kommt hinzu, daß

bei diesen Unfällen draußen weitab von einer Stadt, wo ein

Arzt wohnt, der sowieso nicht sofort verfügbar ist, die Ver¬

letzten längere Zeit, unter Umständen nach den Berichten drei

Tage, ohne' Verband sind. Ein Verletzter« der beispielsweise

vüieu Bruch des Schienbeins erlitten hat, vielleicht einen kom¬

plizieren Bruch, und drei Tage ohne ärztliche Behandlung ist.

kann aber in den meisten Fällen nicht mehr völlig geheilt

werden nnd den Nachteil haben wir insofern« als ein an seil

arbeitsiah ger Mensch jahrzehntelang zur Arbeitsunfähigkeit ver¬

urteilt wird, der Landwirtschaft als Arbeiter verlorengeht und

uns dauernd mit hohen Renten belastet. Deshalb ist die Ueber-

nahme der Pärsorgetätigkeit eine überaus dringende. Sie ist

auch vom Reichsversicherungsamt bekanntermaßen seit Jahr

und Tag mit aller Energie verlangt, leider aber gerade bei

den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften nie gepflegt

worden. Wir haben deshalb die Pflicht, den Vorstand der Bran¬

denburgischen landwirtschahlichea Berufsgenossenschaft heute

aufzurufen« daü er sich mit aller Tatkraft dafür einsetzt. Wenn

die Sektionen darin noch nachlässig sind, so muß hier mit aller

Gewall engegriffen werden. Denn wenn wir jetzt, nach In¬

krafttreten der. Novelle, die Herr Landesrat Steinbach schon

erwähnte, nicht eingreifen, dann haben wir derartige Schäden

in geldlicher Beziehung zu befürchten« daü die Landwirtschaft

S e in Zukunft schwer tragen kann. Deshalb verlangen wir,

dafl die Uebernahme der Fürsorgebehandlung so ausgebaut

wird, wie es be.*pk!sweise andere Berufsgeuossenschaften —
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Ich erinnere an die chemische und an die Brauerei- und

Malzereiindustrie — seit langen Jahren restlos mit Erfolg durch¬

geführt haben, so dal! das Brauereigewerbe trotz der schweren

Unfälle, die dort vorkommen, nur mit einer ganz geringen
Zahl dauernd Verletzter zu rechnen hat. Warum? Weil der

Betreffende unmittelbar nach erfolgter Verletzung in ärztliche

und so sachgemäße Behandlung kommt, daß er eben nach

einigen Wochen gut geheilt ist und Rentenlasten sich daraus

nicht entwickeln; und das ist doch zweifellos der Zweck der

Versicherung, n.c-iit in erster Linie Renten zu zahlen, sondern
vor allem die Menschen, die bei der Arbeit verunglückt sind,
wieder arbeitsfähig zu machen.

Nun sagt der Bericht weiter, es ist im letzten Jahre die

Fürsorge iür 130 Personen übernommen worden. Wenn von

diesen 130 Fällen auch 43 insofern glücklich verlaufen sind, als

keine Entschädigung gezahlt zu werden brauchte, so ersehen

JSie daraus, daß es-mit der Ucbcrnahme des Heilverfahrens

picht allzu weit her gewesen sein kann, und das wird be¬

stätigt, wenn Sie die Ausgabe von 10 907 Mk. durch 130 divi¬

dieren« das macht nämlich 84 Mk. Kosten auf den einzelnen

PalL Wenn Sie bedenken, was heute ein Arzt berechnet, der

von der Landstadt draußen nach dem Gut nach dem Dorf

geholt wird« was schon ein einziger Besuch kostet, und wenn

Sie weiter berücksichtigen, daß in dieser Ausgabe die gesamte

übrige Behandlung, die Arzneen und dic größeren Heilmittel,
in großen Orten unter Umständen sogar orthopädische Apparate,
ein künstlicher Fuß, eine künstliche Hand usw. enthalten sind,
die heute unter Umständen in die Tausende gehen« dann können

Sie sich wohl berechnen, wieviel tatsächlich für jeden ein¬
zelnen Fall ausgegeben sein wird. Nach meiner Kenntnis der

Dmge wird es so gewesen sein: vielfach hat die Sektion inner¬

halb der ersten 13 Wochen ein Gutachten vom ersten behan¬

delnden Arzt eingefordert, und dieses Gutachten ist mit 20 Mk.

auf das Konto der Fürsorge innerhalb der Wartezeit gebucht

worden, eine tatsächliche Behandlung hat gar nicht statt¬

gefunden. Ich sage also nochmals: im Interesse unserer Land¬

wirtschaft und im Interesse der finanziellen Entwicklung der

Berufsgenossenschaft verlangen wir aus diesem Grunde einen

vollständigen Bruch mit der Vergangenheit.

Wenn ich nun zu den Unfällen übergehe, so sehen Sie,
daß im Jahre 1913 7835 Unfälle zur Anmeldung gekommen sind.

Im Kriege ist dann die Zahl natürlich gefallen, aber im Jahre

1920 bereits wieder sehr stark, nämlich auf 6319 angeschwollen,
darunter allein 124, die tödlich verlaufen sind. Diese Ziffer ist

so ungeheuerlich, daß wir auch aus diesem Grunde sagen:

hier muß dringend Abhilfe geschaffen werden. Wie sind diese

Unfälle entstanden? Bei der Landwirtschaft müssen wir aller¬

dings mit einer Anzahl von Begleitumständen rechnen* die

niemals jeden Unfall ausschließen werden; eine alte, in früherer

Zeit schiecht gebaute Scheune, ein schlecht gebautes Haus kann

nicht über Nacht neu aufgebaut werden, das müssen wir er¬

tragen und auch noch manches andere mit in den Kauf neh¬

men, aber zu einem großen Teile ist es einfach Nachlässigkeit,

Giciciigi Itigkeit oder gar Böswilligkeit der dafür Verantwort¬

lichen, ciaß diese Unfälle noch passieren. Es wird hier auf die

Unfälle an Motoren, Maschinen und Arbeitsmaschinen hinge¬

wiesen, dic insgesamt 291 betragen, und der Bericht sagt seihst,

von diesen 258 Unfällen hätten 70 verhütet werden können, wenn

die Schutzvorrichtungen vorhanden gewesen wären. Wir kenneu

die Berichte der staatlichen Aufsicbtsbeamten, die den Arbeit¬

gebern im allgemeinen niemals unrecht tun« und dürien deshalb

wohl annehmen, daß die Zahl der Unfälle, die hätten vermieden

werden können, gewiS außerordentlich vorsichtig geschätzt ist.

Die Zahl aller der Fälle, wo man die Schuld auf beiden Seiten

suchen kann, auf selten des Arbeiters und auf Seiten der feh¬

lenden Schutzvorrichtung« wird nicht gering sein, und die Ziffer

von 70 um ein Erkleckliches erhöhen. Die Unfälle an den

Arbeitsntaschinen sind aber an sich so schwerwiegend« daü

sie in der Regel ebenfalls mit langwieriger Rentenzahlung ver¬

bunden sind.

We t höher sind nun nocli die Ziffern in den Rubriken: Fall

von Le tern. Treppen usw., aus Luken, in Vertiefungen usw.

Wenn an den Treppen Geländer wären, die gewiß in der Mehr¬

zahl aller Fälle heute — ich betone nochmals, durah Gleich¬

gültigkeit oder Böswilligkeit der betreffenden Besitzer — nicht

vorhanden sind, dann könnten die Unfälle nicht passieren, und

wenn die Luken nicht verdeckt wären, wie es vorgeschrieben
ist, dann könnten auch diese Fälle nicht so oft vorkommen, die

gerade leshalb häufig so schwerwiegend sind, weil da noch die

Beschädigung durch das Vieh hinzukommt, das den Herunter«
fallenden außerdem noch verletzt Am allerschwersten s nd

aber zweifellos die beim Fuhrwerk vorkommenden Unfälle, w

diese si viele Verletzungen und Verstümmelungen nach sich

ziehen und weil der Betreffende nicht sofort in Behandlung
•kommt. Ja, wenn heute auf der Mehrzahl der Wagen an¬

ständige Sitze wären, dann könnten auch diese Fälle wesent¬

lich verringert werden.

Aber woran liegt es nun, daß das alles nicht da ist? Das

ersehen Sie aus Ziffer XII: Unfallverhütung, Meine Herrc

wenn wir berück tigen, dafl die Zahl Ier landwirtschaftlichen
Betrübe in de 'Linsende geht, und wenn wir nun lesen, daß,
abgesehen von den wenigen Beamten, die nebenamtlich, von

der Sektion aus, die Unfallverhütung überwachen« nur ein

Beamter hauptamtlich angestellt ist wozu nerdings noch
ein zweiter, aus Lothringen vertriebener Beamter hinzugekommen
ist, dann werden wir den Schlüssel finden. Wie können denn
zwei Beamte jahraus, jalfrein die gesamte Provinz bereisen, um
darauf zu achten, dafl alle die Unfallverhütungsvorschriften be¬
folgt werden? Eine derartige «»UnfallVerhütung" ist geradezu
lächerlich und verdient überhaupt nicht diesen Namen. Weil
nun leider durch die Reichsversieherungsordnung dem Reichs¬
versicherungsamt das Recht entzogen ist. von sich aus. wenn die

landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften widerspenstig sind,
technische Aufsichtsbeamte bei den landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaften zu ernennen, so haben wir, nachdem vom bis*
herigen Vorstande in dieser Hinsicht nichts geschehen ist, da

unbedingte Pflicht, jetzt unsere Stimme zu erheben und zu sagen.

hier müssen Aufsichtsbeamte in einer solchen ausreichenden Zahl
a;;gestc!!t werden, daß die Uniallverhütung auch wirklich ge¬

währleistet werden kann. Meine Herren, bedenken Sic doch
eines: Die Landwirtschaft klagt andauernd und mit Recht über

Arbeitermangel. Wenn nun gerade ia der Zeit der höchsten

Arbeitstätigkeit bei der Ernte, alljährlich, w e liier sieht, mehr
als 2')ooo Leute durch Unfall verletzt und ihrer Arbeil vorüber¬
gehend oder dauernd entzogen werden, wer ha! den Nachteil?
Dic Landwirtschaft Die Ernte kann nicht glücklich eingebracht
werden und die gesamte Volkswirtschaft hat den Schaden davon.
In unserem eigensten Interesse müssen wir alle dafür Sorge

tragen, daß diesen Leuten die Arbeitskraft nicht verlorengeht.
Es kommt noch etwas anderes hinzu. Durch die Novelle

vom März dieses Jahres ist die bisherige Rentenlast ii'ir die

Landwirtschaft um 400 "Proz. erhöht worden. Bisher waren diö

Renten in der Landwirtschaft vergleichsweise so gering —

ich will nicht sagen erbärmlich —, daß die Belastung auch
dann nicht sehr grofl war, wenn sich viele Unfälle ereigneten.
Aber jetzt, wo die Rentenlast so bedeutend erhöht worden ist.

werden die landwirtschait'ichen Berufsgenossenschaften. wenn

sie dauernd so hohe Renten zu zahlen haben, eine derartige

Belastung nicht tragen können. Deswegen müssen wir daiür

sorgen, wenn wir auch im allgemeinen dafür sind, daß wir keine

neuen Beamten anstellen wollen, daß technische Aufsichtsbeamte

in genügender Zahl vorhanden sind, um die Aufgaben restlos

erfüllen zu können.

Endlich will ich noch zur Ergänzung darauf hinweisen, daß

insgesamt, trotz der zahllosen Vergehen gegen die Unfallver«
hütungsvorschriften, nur 23 Unternehmer mit insgesamt 196 Mk*

bestraft worden sind. Also auf jeden einzelnen Fall kommen

nur 8,50 Mk., ein Betrag, der geradezu lächerlich ist. Wenn
Sie aber weiter lesen, daß von diesen insgesamt 23 Unter¬

nehmern tatsächlich nur 16 104 Mk. bezahlt haben, dann sehen

Sie daraus, wie auch hier der Vorstand der Berufsgenosseu-
.schaft seine Aufgabe vollkommen falsch aufgefaßt hat. Aus

allen diesen Gründen — ich könnte die Beispiele noch ins End¬

lose vermehren — bitte ich Sie, unseren Antrag auf Aus-'

gcstaltang der Unfallverhütung möglichst einstimmig anzu¬

nehmen. Sie leisten damit der Landwirtschaft selbst den gröBtea
Dienst, weil ja die hohe Rentenlast in Zukunft um cm Wesent¬

liches, ja um den gröflteu Teil vermindert wird."

Dieser, aus genauester Kenntnis der tatsächlichen Verhält*
risse geschöpften Kritik setzte die Verwaltung nur unwesentliche

Einwürfe entgegen. Aus Einsicht in die Unzulänglichkeit ihrer

bisherigen Arbeitsweise erklärte sie sich mit folgendem, vorn

Abg. Wolter und Genossen eingebrachten Antrage einverstanden«

der danach auch einstimmig angenommen wurde:

Der Provinziallandtag wolle beschließen« den Provinzial*

aussebafl als Vorstand tijr Brandenburgischen landwirtschaftl

liehen Berufsgenossenschaft zu ersuchen, die Zahl der tech¬

nischen Aufsichtsbeamten so zn erhöhen, daß die im Gesetz

der Berufsgenossenschaft auferlegte Unfallverhütung auch

wirklich sachgemäß durchgeführt werden kann.
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Gewerkschaftliches.
Ein nachahmenswertes Beispiel B< den Verbat-Ihrigen

mit den Oberversicherungsarnt iür den Regierungsbezirk
Merseburg (sieh« „Volkstümliche Zeitschrift", Jahrg. 1921,

Nr. 22, S. 17/0 war von uns das Verlangen gestellt worden, das

OVA. möge bei den Besprechungen mit den einzelnen Kassen,

um Differenzen zu vermeiden, auch d.e Angestelltenvertretungen
zuziehen. Das ist nicht geschehen. Der Betriebsrat der Allge¬

meinen Ortskrankenkasse in Halle a. d. S. hat daraufhin folgende

Beschwer Je an das preußische Ministerium für VolksWohlfahrt

.richtet:

..Das Oberversicherungsarnt für den Re. gsbezirk

Merseburg hat einem vom Vorstand« der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse in Haue a. d. 5. .ereichten Dienstordntings«

nacl age, welche dic Gehalts! i .c der dortijcn Angestellte«:
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auf Omnd des zwischen dem Hauptverband deutscher Orts¬

krankenkassen und dem Zentralverband der Angestellten ab-

lenfen Tarifvertrages regelt, die Genehmigung auf

Grand des $ 355 der RVB. verengt da d»e Regelnng der Ge-

haltshezige angeblich nicht den Cijordefnima der dortigen
ErlaSM vom 13. Januar und 19. Januar 1921 entspräche. In

Verfolg einer Unterredung der Direktoren der Oberversiehe-

rnngsfcntff Merseburg, Magdebart und Erfurt am 24. Oktober
dieses Jahres in Halle, an welcher auch Vertreter der Kranken¬

kassen- und Angcsteüfenorgamsationen teilnahmen, setzte das

Oberversicherungsarnt Merseburg einen Termin zum 8. Novem¬

ber 1921 vor dem Versicherungsamt in Haue an, in welchem die

Neuregelung der Besoldeeg durch das Oberversicherungsarnt

durchgeführt werden tollte. Dieser Termin wurde auf Orund

der nochmaligen Verhandlung an gleichen Tage vor dem Ober-

versicherungsam! Mersebarg« an welcher Herr Ministerialrat

v. Geldern tür das dortige Ministerium teilnahm, jedoch auf den

17. November d. I. vertagt. Znm Tennin wurden nach der Ab¬

schrift! ch beigefügten Benachrichtigung geladen:

1. der Kassenvorsitzende und sein Stellvertreter,

2. der iteftv. Geschäftsführer Herr Riemer,

3. ein Vertreter jeder Angestelltengruppe.

Die Angestellten der Allgemeinen Ortskrankenkasse in

Halle a. tt S. sowie die ircigcwcrkschaitliche Betriebsräte¬

organisation im bezirk Halle a. tt S. vertreten die Auflassung,
daß der Betriebsrat die gesetzmäßige Interessenvertretung der

Angestellten ist und als solcher bei der slattgcfunlenen Ver¬

handlung bzw. der Neuregelung der (khaltsbezugc unbedingt
mitzuwirken hatte, ebenso auch, daß die Teilnahme von Orga¬

nisationsvertretern der Arbeitnehmer an der fraglichen Ver¬

handlung nicht verhindert werden durfte. Der Betriebsrat and
ein Vertreter der ArbeitnehmeiOrganisation (vom Betriebsrat

hierzu aufgefordert) waren bei Eröffnung der Verhandlung am

17. November zur Siehe und erklärten Herrn Oberregierungs¬

rat Listemann, welcher die Verhandlung eröffnete« daü sie die

gesetzmäßige Vertretung der Angestellten seien. Herr Ober-

regicrungsrat Listemann lehnte es ab, mit dem Organisations¬
vertreter und dem Betriebsrat als solchem zu verhandeln, in¬

dem er nur Angestellte Sttf Verhandlung zulassen wollte. Da

der Organisationsveitreter und der Betriebsrat darauf bestan¬

den, zur Sitzung zugezogen za werden erklärte Herr Ober¬

regierungsrat Listemann d>e Sitzung fiir geschlossen, woran!
Betriebsrat und Organisationsvertreter das Sitzungszimmer

unter Abgabe eines mündlichen Protestes vertieften« Die Ver¬

handlung wurde jedoch nachdem wieder durch Herrn Ober¬

regierungsrat Listemann eröffnet und wurden im Verlauf der¬

selben die Gehaltsbezüge für die Angestellten ohne Mitwir¬

kung hrcr Vertreter festgesetzt. Gegen diese Rege¬

lung behalt sich der Betriebsrat namens der Angestellten das

Recht des Einspruchs vor, da er au der Aufübung der ihm

durch das Gesetz auferlegten Pflichten (Mitwirkung bei der Re¬

gelung der Gehaltsbezüge) gehindert wurde.

Nach Artikel 165 der Rcichsveriassun.: sowie nach § 7N

des BRG. ist der Betriebsrat die gesetzmäßige Vertretung der

Angestellten, welcher ln:i allen Verhandlungen, die die Besol¬

dung und sonstige Arbeitsbedingungen der Angestellten betref¬
fen, mitzuwirken hat. Diese Mitwirkung des Betriebsrats
war vorliegendenfalls gegeben, weil die zurzeit bestehende

tanivertragliche Regelung nicht den jetzt geltenden Sätzen der
Beamte nbesokiungsordnung, deren vergleichsweise Heran¬

ziehung VOM Oberversicherungsarnt in AnSSicbf genommen war,

entspricht. Insoweit bestand also eine tariiverfragliche Rege¬
lung nicht Der Betriebsrat mußte also gemftfl | ?s TL 2 BRG.
bei der Festsetzung mitwirken. Nach den gleichen gesetzlichen
Bettimmnngea mnfl ferner auch die wirtschaftlich Interessen¬

vertretung der Arbeitnehmer zu den Verhandinngen, wie oben

erwähnt, zugelassen werden. Wenngleich es sieh hier nicht um

unmittelbare Verbandinngen mil dem Arbeitgeber handelt, so

ist hierbei zu berücksichtigen, daß der Vorsitzende des Ober«
versicherungsamtes iür den Regierungsbezirk Meiseburg, Herr

Oberregieruugsrat Listemann, la der Regelung der BesoldungS-
bezüge entscheidend eingreift und deshalb dem Sinne
der Verfassung entsprechend keinesfalls die latf rc<.senvertre-
tungen der Angestellten \o:i der fraglichen Verhandlung aus¬

schalten durfte.

Dun Recht der Mitwirkung bei der Rcgelnttg der Besol-
'dungs- und sonstigen Arbeitsbedingungen wird dem Betriebsrat
aridere auch noch durch die beigefugte Dienstordnung für
¦die Angestellten bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse in Halle
(§2S) {je ert. I:: .ungenauer Auslegun/ des $ 2H Abs. 3 der

Dienstordnung können an der Verhandlu vor dem Ober¬
versicherungsarnt auch Vertreter der vertragschließenden Orga¬
nisationen teilnehme welche nicht zurückgew .eseu werden
dürfen.

Ein etm'aiger Hinweis darauf, daß in der Rechsversiche-
rungsordnung dim Betriebsrate kei I Rechte eingeräumt sind,
dürfte d.e Zurückweisung nicht rechtfertigen« Die Aufgaben des
«Betriebsrates und der wirtschaftlichen Organisation der Arbeit¬

nehmer sind durch die Reichsverfassung und das Betriebsräte¬
gesetz festgelegt. Wenn der Betriebsrat die ihm nach §66Z.3
BRG. zugewiesene Aufga!>e: Den Betrfeb vor Erschütterungen
zu bewahren (es wird hier an den infolge des sog. Sperrgesetzes
Knde September drohenden Streik unserer Krankenkassen¬
angestellten und Hilfsarbeiter erinnert!) erfüllen soll, dann muß

ihm Gelegenheit geboten sein, die .Interessen der Arbeitnehmer
des Betriebes gegenüber dem Kassenvorstaml und auch dem

Obervcr sie he rungsamt als Aufsichtsbehörde wahrzunehmen.
Nun hat Herr Oberregierungsrat Listemann einen Vertreter

jeder Angestelltengruppe vorgeladen und zulassen wollen. Der
Betriebsrat und die gesamte Angestelltenschait kann dieses
Verhalten im Hinblick auf dic Reichsverfassung und das Be¬
triebsrategesetz beim besten Willen nicht begreifen. Der
Betriebsrat ist die gesetzliche Vertretung der Arbeit¬
nehmer im Betriebe. Die Ladung eines Vertreters jeder An-

gesteiltengruppe dürfte der beste Beweis dafür sein, daß selbst
Herr Oberregierungsrat Listcrnann die Anwesenheit von An¬

gestellten iür erforderlich gehalten hat. Aus welchen Gründen
hat er den Betriebsrat nicht vorgeladen? Die Arbeit¬

nehmer stellen mit Recht die Frage: Gilt die Verfassung und

das Betriebsrätegesetz nicht auch für die Landesbehörden?
Noch unverständlicher erscheint uns die Nichtzulassung des Be¬
triebsrats angesichts der Tatsache« daß Herr Oberregierungs¬
rat Listemann Vertreter des Demobilmachungskommissars ist
und als solciier die Befolgung des Betriebsrategesetzes zu über¬
wachen hat. Wenn sich Vertreter der Regierung über die ge¬

setzlichen Bestimmungen des BRG. hinwegsetzen, dann braucht

man sich nicht zu wundern, wenn es von Privatunternehmern
geschieht.

Ohne Zweifel wäre die Zulassung des Betriebsrats weit
eher geeignet gewesen, die Besokiungsfragc zur Zufriedenheit
beider Teile (des Ka^senvorstnndes und der Arbeitnehmer) zu

regeln, als die einseitig* Eineruppicrung und Festsetzung der
Bezüge. Das lag unseres Frnchtens auch im Interesse des 01>er-
versicherungsamtes, weil sich dann die vorliegende Beschwerde
und eine Beschwerde gegen die etwaige Versagung der Ge¬
nehmigung erübrigt hätte. Die Vermeidung solcher Becchwer-
den und die bierdufch entstehende Ersparnis an Arbeitskräften
und Material dürfte nur im Interesse des Volksganzen Ye^en
und zur Erhaltung des Wir!schaftsfrie<kms dienen, der unserem

Vo'ke so bitter not tut. Wenn auch die Aenderung der Dienst¬

ordnung vorn Kassenausschuß beschlossen werden muß. so muß
uns zugegeben werden, daß es äußerst schwer, wenn nicht ganz

unmöglich sein wird, eine über die vom Oberversicherungsarnt
vorgeschlagenen Sätze hinausgehende Besoldung zu erreichen.
Hierin liegen die Nachteile fiir die Arbeitnehmer infolge der

Nichtzulassung des Betriebsrates. Daß er sich auf den Boden
des Gesetzes stellte und gegen seine Ausschaltung protestierte«
darf ihm nicht zum Nachteil gereichen.

Wir führen deshalb cegen die Nichtzulassung des Betriebs¬
rats Beschwerde und sehen dem Bescheide des Herrn Ministers
entgegen, ob das Verhalten des Herrn Oberregierungsrats
Listemann gebilligt wird."

Oaufachgruppentagunz der Krankenkassenangestelitcn in
Württemberg. Am 27. November tagte in Stuttgart eine außer¬
ordentliche Landesversammlung, die von 24 Delegierten ans dem

ganzen Lande beschickt war. Außerdem nahm daran teil als
Vertreter des Hauptvorstandes Kol'cge Brenke, als Vertreter
der Landesfachgruppc Bayern die Kollegen Hofmann und £cbü\g-
Nürnberg, als Vertreter des Bezirkskartells des ADGB. Be-
airkssekretSr Weimer, sowie 5<S Gäste. Kollege Brenke er¬

stattete Bericht über die Tarifbcwcrum: der KassenangesteUten
im Reich, besprach vor allem die Maßnahmen gegen die Ver^
iü^uwi Stegerwaids sowie die Bestrebungen, den Kassenange¬
steUten das Mitbestimmungsrecht auf ihr An/estertenverhättnis
mehr und mehr auszuschalten. Kollege Burkhardt-Stuttgart gab
Bericht über die letzten Vorkommnisse in der Tarifgemeinschaft.
besprach die Weigerung des Württembergischen Krankenkacsen-
verbandes in bezug auf die Durchführung des letzten Tarifamts-
besch.usses betrefiend die Erhöhung der Teuerungszulagen so¬

wie das letzte Rundschreiben des Verwaltungsdirektors dieses

Verbandes, das darauf hinausgeht, den Tarifvertrag für die An¬
gestellten bei den Krankenkassen, der rechtmäßig bis zum

31. März 1922 läuft, zu beseitigen und an dessen Stelle die Be-

soldnngsordnnng za setzen. Kollege Gobei-Stuttgart besprach
die zukünftige Tariipolitik und unterbreitete der Versammlung
Richtlinien, die nach eingehender mehrstüudger Debatte gegen

eine Stimme angenommen wurden. Des weiteren faßte die

Lande^versammlung einstimmig folgende; Entschließung:
„Vielerorts, teilweise auch mit Frfolg, wird versucht, den

Tarifvertrag zu umgehen und den Krankenkassenangestellten
die Reichs- bzw. Staatsbesoldungsordnung aufzuzwingen, teils

von Aufsichfs wegen durch Anordnuntren und Erlasse, leider

«'tber auch t»__.s durch Beschlüsse von Kassenvorständen wird
dies gefördert. Die Kraiikenkassctiangesteliten sind nicht ge¬

willt, dies mitzumachen, sie sehen vielmehr im Festhalten am

Tarifvertrag einen wesentlichen Teil für die freie nnd beste
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Entfaltung ihres Berufes. Bei einer Wirksamkeit bzw. Aus¬

dehnung der Reichsbesoldungsordnung auf die Krankenkassen¬

angestellten wäre es auch nicht möglich, in freien Berufen

tätigen Personen mit der nötigen Kenntnis in der sozialen

Gesetzgebung die Betätigung als Kassenangestcllte zu ermög¬

lichen, im Gegenteil würde einer Verbureaukratisierung Tür

und Tor geöfinet werden. Die heutige Landesversammlung
fordert die Yerbandslcitung und die Gesamtheit der Kollegen,
auf. sowohl bei den Reichs- und Landesregierungen als auch

den in Betracht kommenden Gewerkschaften und Angestellten«
verbänden fiir Crlnssnng von Verfügungen, Abänderung der

entsprechenden Gesetzesbestimmungen und Beschlüsse la
Krankenkassen-Vorständen und -Verbänden im Sinne dieser

Entschließung zu wirken."

Des weiteren wurde folgende Resolution einstimmig ange¬

nommen:

„Dic Tätigkeit bei den Organen der deutschen Sozialver¬

sicherung, besonders bei den Krankenkassen, ist Dienst im

Interesse der arbeitenden Bevölkerung und erfordert ein hohes

Mafl sozialer Einsicht Die Kassen müssen daher in steter

Verbindung mit der Arl>eiterschaft stehen und der Angestellten-
körper der Krankenkassen muß stets Zufluß aus diesen

Kreisen erhalten. Auch für die Krankenkasse muß der Grund¬

satz gelten: ««Freie Bahn dem Tüchtigen*4, gleichviel ob der

Tüchtige aus Fabrik, Werkstatt oder Kontor kommt. Der

Nachweis erfolgreicher praktischer Betätigung und Besuch

von Unterrichts- und Fortbildungskursen, an denen sämtliche

Angestellte teilnehmen sollen, ist die Grundlage für ein Auf¬

rücken in höhere Gehaltsstufen und schafft den geeigneten
Stamm von tüchtigen und sozialdenkenden Kassenangestellten.
Die notwendige Ergänzung der Angestelltenschaft aus Ar¬

beiterkreisen wird aber unterbunden durch die Bestrebungen,
die Vorrückung in die höheren Angestclltengruppen von einer

bestimmten Vorbildung und «OH Ablegung bestimmter Prü¬

fungen abhängig zu machen. Diese Prüfungen entsprechen
nicht dem praktischen Bedürfnis der Krankenkassen, hindern

nur die organische Fortentwicklung der Sozialgesetzgebung
und führen zur Verbureaukratisierung der Kassenverwal¬

tungen/4
Ebenfalls fand Annehme ein Antrag, der dahin geht, daß in

bezug auf den Tarifvertrag die staatlichen Sätze, dic bis dato

schon die Grundlage bildeten, von der neuen Besoldungsord¬
nung übernommen werden sollen, daß aber gemäß dem bis zum

31. März 1922 geltenden Tarif In weitere Verhandlung über die

Regelung der Teuerungszulage eingetreten werden soll. Die

Landesversammlung fordert deshalb an Stelle der 20prozentigen
Teuerungszulage einen für alle Angestellten gleichmäßigen
Teuerungszuschlag von monatlich mindestens 600 Mk.

Nach Wahl der Orte« die die Mitglieder der Fachgruppen¬
leitung zu wählen haben, und einem kurzen Schlußwort des

Kollegen Böhme, der darauf hinwies, daß die Landesversamm¬

lung bewiesen habe, daß in der gesamten württembergischen

Angestelltenschaft der Krankenkasse die einheitliche Erkenntnis

und der gleichgerichtete Wille vorhanden sei, das Mitbestim¬

mungsrecht sich zu erhalten« fand diese wichtige Landesver-

saitimlnng ihr Ende. rb.

Der neue ..Gewerkschaftsbund". Der Verband der Beamten

lind Angestellten der Reichsunfallversicherung (Verbaruv) und

der Bund Deutscher Krankenkassen-Beamten und Angestellten
haben sich bekanntlich seit einigen Monaten mit den gleich-

gesinnten Beamten bsw. Angestellten der Landcsversieherungs-
anstatten und der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu

einem „Gewerkschaftshund'4 zusammengeschlossen, der als

„Bund der Beamten und Angestellten der Reichs-Sozialversichc-

rung*1 aui den Plan getreten ist. Es handelt sich bei dieser

Gründung nicht etwa um eine einheitliche Organisation, sondern

um einen Verbandsbuud, dem die vier früheren Vereinigungen
unter Beibehaltung ihrer Selbständigkeit als sogenannte „Fach-

gewerkschaften41 angehören. Dieser Oewerkschaftsbnnd ist nun <

wieder dem Deutschen Beamtenbund (DBB.) angeschlossen.
Der Zweck der Gründung des Gcwerkschaftsbuudes ist

gewesen, durch Schaffung einer größeren Organisation mehr

Einfluß auf die künftige Gestaltung der Ansteliuugsheuii.gungen

usw. sämtlicher Beamten und Angestellten der Reichsversiche¬
rung zu gewinnen und vor allen Dingen deren Verhältnisse
einheitlich zu gestalten. Wie sieht es aber mit dem Ein¬

fluß und der Einheitlichkeit der Forderungen in Wirklichkeit aus?

Abgesehen davon, daß dieser Gewerkschaftsbund nur ein An¬

hängsel des DBB. ist und ihm infolgedessen der nötige Einfluß

fehlt, kann er mangels jeder Geldmittel fiir die Oewährung von

Streikunterstützung als gewerkschaftliche Kampforganisation
nicht in Erage kommen. Dies hat sich auch bei dem Streik bei
der Reichsversicherungsanstall für Angestellte deutlich gezeigt.
Es hat sich aber hei dieser Bewegung noch erwiesen, daß aui
den Gewerkschaftsbund im vollen Umfange die Worte zutreffen«
die Oeheimrai Falkenberg vom DBB. mit Bezug auf ihn kürzlich

in einer Versammlung sagte, nämlich: ,.l>er Kernbegriff de*

Gewerkschaftlichen fehlt uns; der Weg, den d.e Arbeiterschi

schon seit Jahrzehnten geht41 Man kann sich ungefähr vor¬

stellen, wie es mit dein Einfluß und der Stoßkraft dieses Ge¬

werkschaftsbundes bestellt sein muß, wenn man weiter bedenkt«
daß unter den vier kleinen Organisationen dieses Gewerkschafts¬

bundes, trotz der gemeinsamen Denkschrift, selbst nicht mal
eine Einheitlichkeit über die Forderungen hinsichtlich der künf¬
tigen (iestaltu ig ihrer Anstellungsverhältnisse besteht. Jede

Fachgewerkschaft operiert da gewissermaßen auf eigene Paust«
die eine nach dieser, die andere nach jener Richtung.

Anfang November 1921 Wardea seitens des Gewerkschaft^
bundes wieder einmal gemeinsame Grundsätze für die einheit¬
liche Regelung der Rechts*. Anstellung«*- und Besokiungsver*
hältnisse beschlossen« die in Form einer Denkschrift den zu¬

ständigen Reichsstellen übermittelt worden sind. In dieser
Denkschrift wird in der Hauptsache iolgende Forderung er¬

hoben: „Alle dauernd und hauptamtlich In der Sozialversiche¬

rung tätigen Personen sind öffentlich-rechtliche Beamte. Ihnen
sind dk> Rechte und Pflichten der Reichs- und Staatsbeamten zn

übertragen. Bereits erworbene, weitergehende* Rechte (un¬
mittelbare Staatsbeamteneigenschaft usw.) sollen zugesichert
werden.44 Dabei soll die Selbstverwaltung erhalten bsw« noch

ausgestaltet werden. Man müßte doch annehmen, daß die Er¬

örterungen über die Forderungen der einzelnen Fachgewerk¬
schaften sich nun auch in diesem Rahmen bewegen. Das ist

aber durchaus nicht der Fall. Wir wollen hier aus den letzten
Nummern der ..Reichssozialversicherun?/' die Stellungnahme der

einzelnen Fachgewerkschaften kurz andeuten und auf die Inkoiw

Sequenzen hinweisen.
Der Verband der Beamten der Reichs ver.

siehe r u tt gsn nstnl t für Angestellte kennt drei

Arten von Bcamtengattungeu, nämlich Reichsbeamte, Beamte
mit den Rechten und Pflichten der Reichsbeamten bei Selbst-

Verwaltungsbehörden und öffentlich-rechtliche Beamte bei Kom¬

munen. Er macht einen Unterschied zwischen Reichsbeamten-

eüpenschaft und Verleihung der Rechte und Pflichten der Reichs,
beamten und vertritt ferner den Standpunkt, daß die Angestellten
der Sozialversicherung nicht Reichsbeamte werden können, weil

sie nicht aus Reichsmitteln bezahlt werden. Des weiteren er¬

achtet er die Verleihung der öffentlichen Beamtenrechte« Wie li«
die Kommnnalbtamten besitzen, nicht für erstrebenswert, weil
die Beamten mit der Willkür von Selbstverwaltungskörpcni
(nämlich der Kommunen) rechnen müssen« Der Verband ver¬

langt demnach für die Angestellten der Sozialversicherung die
Verleihung der Rechte und Pflichten der Reichsbeamten und ver¬

spricht sich davon die Sicherung des AnstellungSVernäUniSSes
und die Unabhängigkeit von der Selbstverwaltung.

Im Gegensatz hierzu steht der Verband der Landes-
v er Sicherungsbeamten Deutschlands auf dem

Standpunkt, daß auskömmliche Existenzbedingungen und Gleich¬

behandlung bei gleichen Leistungen nur sichergestellt werden

können durch die Uebertragung der unmittelbaren Reichs- oder

Staatsbeamteneigenschaft
Der Bund Deutscher K r a n k e n k a l s e n b e a m t e u

und -angestellten erstrebt alle Rechte der öffentlichen

Beamten. Er hält aber die Unterstellung unter das Beamten¬

rätegesetz nicht fiir erstrebenswert.

Der Verbaruv ist sich aber darüber klar, daß diejenigen«
die seine Ziele verfolgen, auch das Beamtenrätegeseti schlucken
müssen.

Wir fragen, ob nach dieser Stellungnahme der einzelneu

rachgewerkschaften von einem klaren und einheitlichen Ziel

gesprochen werden kann?

Die Uebertragung der Rechte nnd Pflichten von öffentliches
Beamten, wie es z. B. bei einem Teil der Krankenkassenange¬
stellten anf Grund des | 359 RVO. der Fall ist. bedeutet nicht

die Unabhängigmach.mg gegenüber den Vorständen, die be¬

treffenden Beamten bleiben vielmehr disziplinarisch ihren Vor¬

ständen unterstellt. Eine Unabhängigkeit von den Vorstauden

ist im Rahmen der Selbstverwaltung auch nicht möglich. Der¬

artige Bestrebungen sind schon aus dem Grunde aussichtslos,

weil sie von den führenden Fachleuten bekämpft werden und

überhaupt mit der Verfassung im Widerspruch stellen.
Die in der JReichssoziaiversicherung" veröffentlichten Vor¬

schläge für die Reform der RVO. waren bisher alle unter dem

Gesichtswinkel der Beamteneigenschaft iür die Angestellten ge¬

macht, in zwe.ter Linie kamen dann erst die Interessen der

Versicherten selbst. Solche Vorschläge können niemals Erfolg
haben und sollten auch von Leuten nicht gemacht werden, die

sonst immer betonen, es mit ihrer Stellung als Sozialbeamte
wirklich ernst zu nehmen. In der Praxis kommt doch die

Sache so, daß zunächst einmal die Grundzüge der Vereinheit¬

lichung der RVO., die Ausdehnung der Versicherungspflichl und

die künftige Organisation usw. festgelegt werden, erst dann, wird

auch über die Anstellungsverhältnisse der Beamten und Ange¬
stellten zu reden sein.

Wir halten es deshalb für ausgeschlossen, daß eine Neu¬

regelung der Rechtsverhältnisse der Angestellten der Sozia -

Versicherung vor dem Qesamtumbau der Sozialversicherung

erfolgen wird. ?.
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Zur Denkschrift des Verbaruv. Der Bund der Beamten und

AngesteiiU . der Re.elisvo/ialversicherung hat an den Reichstag

und dic zuständiges Behörden unterm 1. November 1921 eine

Denkschrift gerichtet, in welcher ..die Verleihung der Rechte

und Reichten der Re.chsbeamtcir an die Angestellten der So¬

zialversicherung beantragt wird.

Es ist nunmehr zu prüfen, ob im Hinblick auf die jedem

Träger der Snzialversichc-um: durch den Artikel 161 der Rcichs¬

verfassung gewährleistete Selbstverwaltung dem obigen An¬

trage Stattgegeben werden könnte. Das erscheint rein theo¬

retisch vielleicht insoweit möglich, als in das Gesetz eine Be¬

stimmen;: aufgenommen werden könnte, welche den Verwal-

tungskori^rn d t Pflicht auferlegt, ihre Angestellten nach dem

jeweiK ffir Reichsbeamte gebenden Rechte anznstellen, nach den

Vergleichbaren Y en zu besolden, zu pensionieren usw. Dann

würde auch das Disziplinarrecht der Reichsbeamten auf die Äu¬

gest' n der Versiehcrungstrüger anzuwenden sein.

Die Handhabung der Disziplinargewalt würde aber nach

wie vor in efster Instanz den Vorständen der Versicherungs¬

träger verbleiben; denn es wäre unvereinbar mit dem Selb^t-

verwattnngsrechte der Versicherungsträger« wenn nicht ihre

Vorstände, sondern andere Personen oder Behörden die Diszi¬

plinaraufsicht über die Angestellten ausüben würden. Die Vor¬

stände können auch die Verantwortung für den ordnungsmäßi¬

gen Gang der Vcrwaltungsgeschäfte nur dann übernehmen,

wenn s.e :n der Lage sind, alle Angestellten, die an der Durch¬

führung der Verwaltuugsgcschäite arbeiten, selbst zu be¬

aufsichtigen.

Soweit also die Antragsteller das Ziel verfolgen, von den

Vorständen der Versicherungsträger ..frei und unabhängig44 zu

werden, können sie sich e ien Erfolg nur nach der Richtung

hin versprechen, daß den Vorständen ein direkter EinBuH auf

die Oestaltnng der allgemeinen Rechts- and Oehatts-

vcrhäJtnisse der Angestellten entzogen wird, insofern diese Ver¬

hältnisse durch das Gesetz (entsprechend denjenigen der Reichs¬

beamten) im aügemeinen geregelt werden. Dagegen wird die

Anstellung des einzelnen, seine Klassifizierung, Beförderung,

Pensionierung und evtl. DiszipÜnicruug in erster Linie Sache der

Vorstände bleiben müssen.

Es würde zu weit fuhren, die Denkschrift vom 1. November

1921 hier in al'en ihren Punkten zu erörtern. Schon bei der Be¬

trachtung der ersten Forderung steigen Bedenken auf. Die For¬

derung lautet: ..Alle dauernd und hauptamtlich in der Sozial¬

versicherung tätigen Personen sind ö f f e n t 1 i c h - r e c h t -

liehe Beamte. Ihnen sind die Rechte und Pflichten der Reichs-

oder Staatsbeamten zu übertragen". Demgegenüber kann aber

die Ansicht vei treten werden, dal Augestellte der Versiche¬

rungsträger (die keine Behörde sind) selbst dann nicht öffent¬

lich-rechtliche Beamte sind, wenn ihre Rechte und

Pflichten denjenigen der Reichsbeamt'n gesetz'>ch gleichgestellt
werden. Hierfür spricht schon der Umstand, daB es kaum an¬

gängig erscheint, einem Kollegium von Privatleuten die Diszi-

pünargew alt über öffentlich - rechtliche Beamte zu

übertragen.

In der Begründung der Denkschrift ist auch die Rechts-.
auffassung vertreten« daß bereits das jetzige Dienstverhältnis

der Angestellten der Versicherungsträger ein öffentlich-recht¬

liches ist. Von anderer Seite wird die Ansieht bekundet« daü

der mit den Angestellten auf Grund der Dienstordnung ab¬

geschlossene D;enstvcrtrag dem bürgerlichen Recht aufersteht
(Privatd ienstvertrag.)

Sei dem. wie ihm sei: die gegenwärtigen Rechtsverhältnisse
der Angestellten der Sozialversicherung werten f.ir. die künftige
Oestaltnng des Gesetzes nur insofern von Bedeutung sein, ala
bestehende Rechte reibstverständlich erhalten bleiben müsse*?;

Dagegen wird der Gesetzgeber in allen übrigen Punkten sich
nicht allein von den Wünschen der Angestelltenschaft« sondern
in erster Linie von ZweckmäBigkeitsgrfinden leiten lassen.

Fin Regierungsentwurl liegt noch nicht vor. Die ..Wr- ¦

leihung der Rechte und Pflichten der Rciehsbc;,rnt'jn44 wäre i.ir

die Angestellten der Sozialversicherung glel hbedeutend mit
ihrer Fchematlscbeu t/nterstellung unter die R!i<>. Der Verlust
des BRG. würde schon genug AnlaB bieten.*einen derartigen
Antrag zu bekämpfen, theeseben von vielen änderen Nachtei'en^
die eine bematischc Unterstellung unter die RBO. mit sich

bringen würde.
Es ist nicht unmöglich. daB das Reich unter Umständen in

eine Situation geraten kann, die ihm die Oewährung auch nur

einigermaßen angemessener Qehälter ? ¦ R ichsbeamten un¬

möglich macht. In einem solchen Falle v n den Angestell¬
ten der Sozialversicherung« denen die Rechte urd Pflichten der

Reichsbeamten verliehen w Iren, keine weitergehenden Forde¬
rungen als den Reichsbeamten zustellen, während ..free Au¬

guste Ite" ihre berechtigten Forderungen gegenüber ihren Ar-

b: t Mern geitjnd machen kr» en. so lange die letzteren lei-
stungsiähig sind. Ebenso kann esichts der bisherigen Er¬

fahrungen kein Zweifei darüber bestehen, daß das Betriebsräte-

gesetz auch in Zukunft eine freiheitlichere Entwicklung nehmen
wird als das Beamtenrätegesetz.

Diejenigen Rechte der Reichsbeamten, welche den An¬

gestellten dtr Sozialversicherung bereits durch das Gesetz und

Verträge gewahrieistet sind tz. B. lebenslängliche Anstellung
und Ruhegehaltsberechtigung) müssen ihnen erhalten bleiben;

(dagegen haben sie keine Veranlassung, sich nach der RBO. und
dem Beamtenrätegesetz zu seinen. K.

Dienstiubiläum. Am 1. Januar 1922 feiert der Koüege
Willy Koch. Vorsteher der Unfallabteilung bei der Flei-

scherei-Berufsgcnossenschaft in Mainz, sein 25iährigcs Dienst¬

jubiläum. Kollege Koch, ein in den Kreisen der Angesterte»
weit geachteter Mann, ist ein treues Mitglied unseres Ver«

bandes, dessen Grundehrlichkeit und kollegialer Sinn sich in

mancherlei Ehrenämtern zum Wohle der Berufsgenossenschafts¬
angestellten, in früherer Zeit schoii und mehr noch in den Jah«*

ren nach dem Kriege, den er selbst in vorderster Reihe mit*
gemacht hat, eifrig und erfolgreich betätigt. Möge dem Jubilar
noch ein langes segensreiches Leben beschieden sein.
9—mmmKmmMmmmm*wm*mim~m" ¦ ¦ *^*9*mMM^mr*^WM^^ammm^*mm——mwmm<n^r*m4——ißi—w m

Rechtsprechung.
§ 182 RVO. Operation zur Behebung der Verunstaltung des

Gesichts infolge alten Nasenbeinbruchs — keine Krankheit im
Sinne des Gesetzes! (Entscheidung des Versicherungsamts Ham¬

burg vom 19. März 1921, J.-Nr. 405 20 K.) Es ist ein Gutachten

von dem Krankenhausarzt Dr. S. eingezogen worden, welches auf
Grund der geführten Krankengeschichten erstattet worden ist.
Nach diesem Gutachten, auf welches verwiesen wird, hatte es

sich während der zweimaligen Krankenliausbehandlung im Jahre
1918 lediglich um die'Behandlung eines alten und vei heilten Nasen-

beinbruches gehandelt, in dessen Folge die Nase eine Verdickung
am Uebergang vom knöchernen zum knorpeligen Nasenteil auf¬

wies und außerdem eine starke Einbuchtung des Nasenrückens»
somit um eine Entstellung des Gesichts. Die Operationen waren

im Jahre 191* lediglich zur Beseitigung dieses Schönheitsfehlers

gemacht worden.

Auf Grund dieser Feststellungen erwies sich der Anspruch
ohne weiteres als unbegründet. Die durch den alten Bruch her¬

vorgerufene körperliche Entstellung ist nicht als Krankheit an¬

zuseilen. Die Entstellung, dic seit dem Kindesalter bestand, hatte

auch damals keinerlei Schmerzen oder Beschwerden zur Folge,
die um deswillen eine Heilbehandlung oder Operation erforderten;
lediglich um den Scbönbettsfehlef zu beseitigen, sind damals die

Operationen vorgenommen worden. Leistungen iiir diesen

ärztlich l R Fing r 111 und die dadurch bedingte
Arbeitsunfähigkeit konnte die Klägerin von der Kasse

nicht beanspruchen.
-»*»¦

Literatur.

Handbuch des Krankenverslchernngsrechts. Herausgegeben
Im Auftrüge des Hanptverbaudes Deutscher Ortskrankenkassen

von Helmut L e li m | n n. Dresden 1921. Verlagsgesellschaft
Ortskrankenkasse m. b. H. 122(> Seiten. Preis im Buchhandel

55 Mk.

Das bisherige ..Taschenbuch44 erscheint jetzt als stattliches

..Handbuch". Seine Brauchbarkeit fflr die Praxis ist durch dio

jetzige Art der Bearbeitung wesent ich erhöht worden. Der

Herausgeber hat den vollständigen Text der Reichsversiehe¬
rungsordnung nach dem Stande vom Juni 1921 verarbeitet. Die

Rechtsprechung und die Literatur ist weitgehend berücksichtigt,
ebenso dic Erlasse und Verfügungen der einzelnen Reichs- und

Landesbehörden und die neuen Gesetze, wie das Reicfcsver-
sor^ungsgesetz u. a. Ein ausführliches, gründlich und sorg¬

faltig durchgearbeitetes Sachregister vervollständigt das Werk
und erleichtert seine Verwendbarkeil für die Praxis. Der reich«

lt|ge Inhalt macht das „Handbach" für jede Krankenkasse
und für jeden, der mit der Krankenversicherung praktisch
zu tun bat, i» n e n t b e h r I i c h. Es ist durch unsere Veriags-
buchhaadlung zu beziehen.
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